
4. die Verteilung der vom Bund erhobenen Steuern;
5. die Raumordnung und Fachplanungen des Bundes;
6. das Verwaltungsverfahren.

(2) War der Erlaß eines Gesetzes zustimmungsbedürftig, so gilt 
dies auch für nachfolgende Gesetzesänderungen.

Artikel 92

(1) Gesetze werden nach ihrer Annahme in der Volkskammer 
durch deren Präsidenten unverzüglich der Länderkammer zuge­
leitet.

(2) Die Länderkammer kann binnen zweier Wochen nach Ein­
gang des Gesetzesbeschlusses verlangen, daß ein in gleicher 
Zahl aus Mitgliedern der Volkskammer und der Länderkammer 
für die gemeinsame Beratung von Vorlagen gebildeter Ausschuß 
einberufen wird. Die Zusammensetzung und das Verfahren die­
ses Ausschusses regelt eine Geschäftsordnung, die der Zustim­
mung der Volkskammer und der Länderkammer bedarf. Die in 
diesen Ausschuß entsandten Mitglieder der Länderkammer sind 
nicht an Weisungen gebunden. Ist zu einem Gesetz die Zustim­
mung der Länderkammer erforderlich, so können auch die Volks­
kammer und die Regierung die Einberufung verlangen. Schlägt 
der Ausschuß eine Änderung des Gesetzesbeschlusses vor, so 
hat die Volkskammer erneut Beschluß zu fassen.

(3) Soweit zu einem Gesetz die Zustimmung der Länderkammer 
nicht erforderlich ist, kann die Länderkammer, wenn das Verfah­
ren nach Absatz 2 beendet ist, gegen ein von der Volkskammer 
beschlossenes Gesetz binnen einer Woche Einspruch einlegen. 
Die Einspruchsfrist beginnt im Falle des Absatzes 2 letzter Satz 
m it dem Eingang des von der Volkskammer erneut gefaßten 
Beschlusses, in allen anderen Fällen mit dem Abschluß des 
Verfahrens vor dem in Absatz 2 vorgesehenen Ausschuß.

(4) Wird der Einspruch mit der Mehrheit der Stimmen der Län­
derkammer beschlossen, so kann er durch Beschluß der Mehr­
heit der Mitglieder der Volkskammer zurückgewiesen werden. 
Hat die Länderkammer den Einspruch mit einer Mehrheit von 
mindestens zwei Dritteln ihrer Stimmen beschlossen, so bedarf
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